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Antrag 
Änderung 
Polizeigesetz

Die Herausforderungen für die Polizei haben sich im vergan-
genen Jahrzehnt enorm gewandelt. Um in Zeiten von Cyber-
kriminalität, Terrorismus und gewachsenen Clan-Strukturen 
schnell und effektiv ermitteln und handeln zu können, ist die 
Modernisierung des Polizeigesetzes die aktuell wichtigste 
Voraussetzung. Die Mehrheit der Bundesländer hat diesem 
Anspruch bereits Rechnung getragen. Bremen jedoch wird 
weiterhin auf ein zeitgemäßes Polizeigesetz verzichten und 
so mit erheblichen Sicherheitslücken rechnen müssen. Denn 
ein Gesetzentwurf vom Innensenator Ulrich Mäurer war von 
Rot-Grün in letzter Sekunde kassiert worden, Grund waren wie 
so oft innerkoalitionäre Streitigkeiten. Um das Sicherheits-Va-
kuum zu beenden, setzte die CDU-Fraktion im August einen 
eigenen Entwurf auf die Agenda der Bürgerschaft. Vergeblich. 
Klientelpolitik und Wahltaktik scheinen für die Koalition mehr 
zu wiegen als die effektive und rechtssichere Abwehr von Ter-
ror, Gefährdern und kriminellen Clans.

Das Thema
  

Wahltaktik geht vor Sicherheit:

Rot-Grün  
blockiert modernes 
Polizeigesetz

https://bit.ly/2Q13rWn
https://bit.ly/2OuxBQG
https://bit.ly/2Nhw2bG
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Die wichtigsten Änderungen  
beim Polizeigesetz  
(CDU-Entwurf):

	E lektronische FuSSfessel
zur Verhütung terroristischer Straftaten sowie zur Verhinderung  
von schweren organisierten Gewaltstraftaten

	A ufenthalts- und Kontaktverbot
für Personen, die eine terroristische Straftat planen

	 Überwachung der Telekommunikation, 
Videotelefonie oder Kommunikation über  
Dienste wie WhatsApp
nur unter Richtervorbehalt möglich

	V erkehrsdatenerhebung und Standort
ermittlung,
wodurch Beziehungsnetze und Strukturen aufgedeckt werden 
können, nur unter Richtervorbehalt möglich

	B estandsdatenerhebung,
unter engen Voraussetzungen kann von Telefondienstanbietern 
Auskunft über Bestandsdaten von Verdächtigen verlangt werden

	O nline-Durchsuchung,
um das Verhalten Verdächtiger in bestimmten herausgehobenen 
Einzelfällen im Netz nachzuvollziehen

	E insichtnahme von Bild- und Tonaufzeichnungen
im Einzelfall von Stellen außerhalb des öffentlichen Bereichs, zur 
Abwehr einer Gefahr für die Sicherheit oder den Bestand des Bundes 
oder eines Landes sowie für Leib, Leben oder Freiheit einer Person

	E ilzuständigkeit des Zolls,
der die Landespolizei im Eilfall bei der Gefahrenabwehr unter- 
stützen dürfte

	G efährderansprache,
mit dem Ziel der Einsicht oder Abschreckung

	 Meldeauflage,
verdächtige Personen müssen sich regelmäßig bei einer 
Polizeidienststelle vorstellen

	E rweiterung der Videoüberwachung
an stark frequentierten Plätzen, sofern eine Gefahr für Leib,  
Leben oder Freiheit besteht

	U nterbindungsgewahrsam von bis zu 72 Tagen,
um terroristische Straftaten sicher zu unterbinden und  
notwendige Folgemaßnahmen (z. B. Haft) sicherzustellen

Bei der Diskussion um ein neues Polizeigesetz geht es 
vor allem um Änderungen bei der Überwachung der Tele-
kommunikation, der Videoüberwachung im öffentlichen 
Raum und beim Einsatz von elektronischen Fußfesseln. 
»Die Welt hat sich geändert und auch die Kriminalität 
ist eine andere als früher. Die Terrorismusbekämpfung, 
aber auch die Abwehr von organisierter Kriminalität sind 
zu einer zentralen Aufgabe der Polizei geworden. Darum 
ist es erforderlich, dass wir die polizeilichen Befugnis-
se und Ermittlungsmethoden in verfassungskonformer 
Weise erweitern. Nur so können wir sicherstellen, dass 
unser Rechtsstaat zukünftig mit Gefährdern oder orga-
nisierter Kriminalität auf Augenhöhe ist«, macht Thomas 
Röwekamp, Fraktionsvorsitzender der CDU, deutlich.

Die meisten anderen Bundesländer haben die Geset-
zeslücke bereits erkannt – und geschlossen. Dabei ist 
Bremen schon jetzt eine Hochburg von Salafisten, Ten-
denz steigend. Während die Zahl der Salafisten in Bre-
men zwischen 2012 und 2016 konstant bei etwa 350 lag, 
stieg sie im vergangenen Jahr auf 550 an. »Sollten wir das 
einzige norddeutsche Bundesland bleiben, dass sein Po-
lizeigesetz nicht der modernen Welt anpasst, habe ich 
die Sorge, dass sich die Magnetwirkung von Bremen auf 
Salafisten noch verstärkt«, so Röwekamp. Der Gesetzes-
entwurf der CDU-Fraktion ergänzt die ursprünglichen 
Forderungen des Bremer Innensenators um Vorschläge 
aus dem niedersächsischen Entwurf. »Die Abstimmung 
mit Niedersachsen wird ja sonst auch immer groß ge-
schrieben. Gerade als Stadtstaat muss uns doch daran 
gelegen sein, dass Sicherheit über die Ländergrenzen 
hinaus gilt«, begründet Thomas Röwekamp. Eine ein-
heitliche rechtliche Grundlage sei zum Beispiel für län-
derübergreifende Ermittlungsgruppen wichtig. Auch 
wenn Gesetzesänderungen wie diese immer eine Inte-
ressenabwägung zwischen der Sicherheit, dem Schutz 
der Menschen, der Freiheit und der Grundrechte seien, 
stellt der Fraktionsvorsitzende klar: »Unser Vorschlag 
schlägt in keiner Weise über die Strenge. Vieles ist nur 
unter Richtervorbehalt möglich. Der Schutz des Einzel-
nen bleibt also gewahrt.« (s. auch Infobox)

Den vollständigen Antrag zur 
Änderung des Polizeigesetzes 
finden Sie hier.

https://bit.ly/2Q13rWn
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Bevor die CDU-Fraktion den Gesetzesentwurf in die Bürger-
schaft eingebracht hatte, war eine Posse der rot-grünen Koali-
tion vorausgegangen: Monatelang war in der Innendeputation 
mit Vertretern aller Fraktionen über die notwendigen Änderun-
gen beim Polizeigesetz diskutiert worden. Noch vor den Som-
merferien sollte das Gesetz in der Bürgerschaft beschlossen 
werden. Doch ein fertiger Gesetzentwurf des rot-grünen Senats 
erreichte das Parlament nicht. »Die Beratungen in der Deputati-
on schienen mir geeint. Es ging allenfalls nur noch um redaktio-
nelle Änderungen. Und obwohl wir uns als CDU auch noch wei-
tergehende Maßnahmen hätten vorstellen können, wären wir 
bei dem Entwurf mitgegangen, denn die Gesetzeslücken müs-
sen geschlossen werden. Ich war sehr überrascht, dass plötz-
lich alles zurückgezogen wurde«, schildert Wilhelm Hinners, 
Vorsitzender der Innendeputation, die Vorgänge. Der Grund: 
Die Grünen meldeten plötzlich Bedenken an und blockieren das 

Jürn Schulze,  
Landesvorsitzender der Deutschen  
Polizeigewerkschaft im dbb (DPolG)

über die Notwendigkeit eines 
modernen Polizeigesetzes:

Mit Sicherheit beginnt die Freiheit. Deshalb benötigen wir eine 
personell und materiell gut ausgestattete Polizei, die den He-
rausforderungen unserer Zeit gewachsen ist. Ein modernes 
Polizeigesetz ermöglicht der Polizei zeitgemäße Methoden 
der Gefahrenabwehr, zu denen Videoaufklärung und techni-
sche Aufenthaltsüberwachung genauso gehören, wie die Te-
lekommunikationsüberwachung. Nur so kann man den neuen 
Gefahren, von denen wir in den letzten Jahren bedroht worden 
sind, sinnvoll begegnen. Man muss den Menschen aber erklä-
ren, dass damit nicht der Willkür Tür und Tor geöffnet werden, 
sondern dass weiterhin die Judikative das letzte Wort hat. Die 
Novellierung des Polizeigesetzes hier in Bremen stattdessen in 
die Warteschleife zu versetzen, ist keine Alternative.

Thomas Röwekamp machte in der Debatte deutlich, dass der 
rot-grüne Knatsch die Sicherheit der Bremerinnen und Bremer 
gefährdet. Innensenator Mäurer will ebenfalls ein novelliertes 

Gesetz, kann sich aber in der Koalition nicht durchsetzen.



Verfahren seitdem. Dabei hatten im April auch Innense-
nator Ulrich Mäurer und Polizeipräsident Lutz Müller im 
Interview im Weser-Kurier noch auf die Dringlichkeit ei-
nes überarbeiteten Gesetzes hingewiesen und warnten: 
»Der Staat ist hilflos geworden.«

Für Thomas Röwekamp und Wilhelm Hinners ist es des-
halb inakzeptabel, dass das Gesetz weiter auf die lange 
Bank geschoben wird. »Die Blockade der Grünen und 
eine SPD, die sich nicht durchsetzen kann, sind ein Si-
cherheitsrisiko für Bremen. Das darf nicht bis zur Wahl 
im nächsten Jahr ausgesessen werden«, betont Röwe-
kamp. Deshalb habe sich seine Fraktion dafür entschie-
den, einen eigenen Gesetzentwurf auf die Tagesordnung 
im Parlament zu setzen. Doch in der Debatte machte 
Rot-Grün klar, dass sie den eigenen Koalitionsfrieden, 
Wahltaktik und Klientelpolitik höher bewerten als die 
Sicherheit der Menschen. Den Antrag der CDU-Fraktion 
lehnten sie ab, ohne dabei Alternativen zu nennen oder 
das weitere Vorgehen anzukündigen. »Schade, für uns 
gilt immer noch, dass die Menschen in Bremen eigent-
lich mindestens genauso sicher leben müssten wie in 
Niedersachsen oder anderen Bundesländern«, bedauert 
Wilhelm Hinners.�
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Das Thema

CDU-Fraktion 
diskutiert im Viertel 
zur Sicherheitslage
Ob Drogenkriminalität, Antanz-Diebstähle oder Gewalttaten – das Unsi-
cherheitsgefühl der Viertelbewohner im Ostertor und Steintor hat zuge-
nommen. Während die Straftaten insgesamt in Bremen leicht rückläufig 
sind, steigen Raubüberfälle, Gewalttaten und Taschendiebstahl im Stein-
tor gegenläufig an. Auch die ansässigen Geschäftsinhaber beobachten 
die Sicherheitslage mit wachsender Besorgnis. Die CDU-Fraktion hat im 
Sommer deshalb vor Ort zum Dialog eingeladen. Gemeinsam mit Norbert 
Caesar, 1. Vorsitzender der Interessengemeinschaft »Das Viertel« e.V. und 
Derk Dreyer, Abteilungsleiter Mitte / Süd und Axel Lindemann vom Polizei 
Revier Steintor, diskutierten die CDU-Abgeordneten Wilhelm Hinners und 
Jörg Kastendiek im Lagerhaus über die Entwicklungen, Maßnahmen und 
Herausforderungen im Stadtteil.

Geschäftsmann Norbert Caesar sprach sich für die verlässliche Präsenz der 
sogenannten KOPs aus. Die Kontaktpolizisten seien wichtige Ansprech-
partner für die Geschäftsinhaber und Bewohner im Viertel. Ausbleibende 
Nachbesetzungen solcher Stellen seien deshalb unverständlich. Abtei-
lungsleiter Derk Dreyer stellte die Maßnahmen vor, die er mit seinen Kol-
legen von der Polizei bereits ergriffen hat. Insbesondere die Entwicklung 
bei Körperverletzungen bereiten ihm aber Sorgen: »Die Hemmschwellen 
bei der Ausübung von Gewalt – auch gegen die Polizei – sind extrem ge-
sunken, Waffen werden schneller und häufiger eingesetzt«, machte der 
Polizeibeamte deutlich. Die Gewalttaten konzentrierten sich vor allem 
zwischen der Sielwallkreuzung bis zur Helenenstraße und überwiegend auf 
das Wochenende. Seine Forderung: »Für uns sind genügend Einsatzkräfte 
am Wochenende immens wichtig.« Außerdem sinke aus seiner Erfahrung 
die Anzahl von Gewaltkriminalität, wenn zum Beispiel der Alkoholverkauf 
durch Sperrzeiten verhindert werde.

»Die Gewerkschaft der Polizei fordert auch für 
Bremen schnellstmöglich ein modernisiertes 
Polizeigesetz, das die Arbeit der Sicherheitsbe-
hörden verlässlich regelt und durch Rechts- und 
Handlungssicherheit den anwendenden Be-
amtinnen und Beamten ihre Arbeit erleichtert. 
Wer zum Beispiel die digitale Kommunikation 
frei von der Möglichkeit polizeilicher Gefah-
renabwehr halten möchte, muss zugeben, dass 
er zugunsten der Freiheit damit eine erhebliche 
Sicherheitslücke produziert. Er sollte nicht statt-
dessen unbegründete Ängste vor polizeilicher 
Willkür schüren.«

Lüder Fasche,  
Vorsitzender der  
GdP Bremen
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Aus der Fraktion
  

Neben der Forderung von CDU-Spitzen-
kandidat Carsten Meyer-Heder im Bil-
dungssystem zukünftig wieder zum Abitur 
nach neun Jahren zurückzukehren, hat die 
CDU-Bürgerschaftsfraktion das Thema 
auch ins Parlament gebracht. Dem bil-
dungspolitischen Sprecher, Dr. Thomas 
vom Bruch geht es mit seiner Initiative vor 
allem darum, die mangelnde Berufs- und 
Studienvorbereitung von Bremer Schüle-
rinnen und Schülern zu verbessern.

Denn eine Studie der Universität Bremen 
hatte vor wenigen Monaten belegt, dass 
junge Menschen, die in Bremen Abitur 
machen, schlechtere Erfolgschancen beim 
Studium haben, indem sie durchschnitt-
lich schlechter abschneiden, häufiger ab-
brechen oder den Studiengang wechseln. 
Auch im Bereich der dualen Ausbildung ist 
die Abbrecherquote steigend. In regelmä-
ßigen Abständen beklagen Unternehmen 
zudem mangelnde Fertig- und Fähigkeiten 
ihrer Auszubildenden. »Das alles hat einen 
gemeinsamen Nenner: Nämlich die unzurei-
chende schulische Bildung. Offensichtlich 
gelingt es nicht, im Rahmen des Schulbe-
suches den Jugendlichen die Kompetenzen 
und Voraussetzungen aber auch das Durch-
haltevermögen und die berufliche Orientie-
rung für eine erfolgreiche Ausbildung oder 
Studium mit auf dem Weg zu geben«, macht 
der bildungspolitische Sprecher Dr. Thomas 
vom Bruch deutlich.

Bremen liegt bei schulischen Vergleichs-
studien seit Jahren auf dem letzten Platz. 
Während das in der Schulzeit noch keine 
spürbaren und direkten Auswirkungen für 
die Schülerinnen und Schüler hat, treten 
sie als Absolventen als Bewerber um Aus-
bildungs- und Studienplätze in den über-

regionalen Wettbewerb zu nationalen und 
internationalen Mitbewerbern und Mitbe-
werberinnen. »Und spätestens dann bekom-
men sie die Benachteiligung zu spüren. Es 
geht schlichtweg um verminderte Chancen-
gerechtigkeit, die Bremer Schulabsolventen 
durch die schlechte Bildungspolitik haben«, 
so vom Bruch. Das gelte es zu verhindern. 
»Alles andere wäre zutiefst ungerecht.«

In der Initiative schlägt die CDU-Fraktion 
daher konkrete Maßnahmen vor, um die 
Berufs- und Studienvorbereitung zu verbes-
sern. »Wir müssen das berufs- und studien-
bezogen notwendige Wissen, die erforder-
lichen Kompetenzen und Orientierungen 
sowie die Ausbildungs- und Studienreife 
gezielter als bisher im allgemeinen Bildungs-
system in den Fokus nehmen«, sagt der bil-
dungspolitische Sprecher. Denn: Abbrüche 
und Wechsel in Ausbildung und Studium 
sind nicht nur ein Gefühl des Scheiterns 
für die jungen Menschen, sondern auch ein 
Schaden für Betriebe, Ausbildungsstätten 
und Hochschulen. »In Zeiten steigenden 
Fachkräftemangels können wir uns das nicht 
leisten. Hier müssen alle, Industrie, Wirt-
schaft, Unternehmen, Hochschulen und 
natürlich die Politik, ein Interesse an deutli-
chen Verbesserungen haben.«

Dr. Thomas vom Bruch regt deshalb an, ein 
zusätzliches Unterrichtsfach »Berufs- und 

Studienorientierung« einzuführen. In Ham-
burg ist dies seit diesem Sommer in den 
Lehrplan aufgenommen. Zudem schlagen 
die Christdemokraten vor, verbindliche-
re Standards für die Berufsorientierung in 
Oberschulen und Gymnasien einzuführen. 
Dazu zählen zum Beispiel eine verstärkte 
Präsenz von Betrieben und Universitäten in 
Abschlussklassen, zusätzliche Betriebsprak-
tika, aber auch eine stärkere Profilierung 
von Oberschule und Gymnasium. Danach 
soll die Oberschule zukünftig mehr hand-
lungspraktische und wirtschaftsrelevante 
Inhalte bzw. Fächer vermitteln, während 
das Gymnasium als Vorbereitung auf eine 
akademische Ausbildung vor allem auf all-
gemeine Kompetenzen wie die Fähigkeiten 
zur Selbstorganisation setzt. »Das alles 
lässt sich aber nicht in einen sowieso schon 
übervollen und engen Lernplan quetschen, 
wie wir ihn zur Zeit für das Abitur nach acht 
Jahren haben«, stellt der stellvertretende 
Fraktionsvorsitzende klar. »Es ist ein Grund, 
warum wir darüber nachdenken sollten, 
das Abitur nach insgesamt 13 Jahren wieder 
zum verbindlichen Standard zu machen.« 
Neben den zeitlichen Kapazitäten für mehr 
Berufs- und Studienorientierung könnte ein 
zusätzliches Jahr bis zum Abitur dazu beitra-
gen, die individuellen Kompetenzen und das 
Durchhaltevermögen zu steigern sowie die 
Ausbildungs- und Studienreife sicherzustel-
len.�

Rückkehr 
zu G9?

CDU-Fraktion unterstützt 
Überlegungen

Schon gewusst?
Laut einer repräsentativen Umfrage befürworten 83 % der Bremerinnen 
und Bremer die Rückkehr zur 9-jährigen Schulzeit an Gymnasien.
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Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner war in den 
letzten Monaten stark gefordert: Die lange Hitzeperiode im 
Sommer hat die Natur und viele Landwirte vor große Heraus-
forderungen gestellt. Trotzdem nahm sich die CDU-Ministerin 
Mitte August Zeit, um auf Einladung des landwirtschaftspoliti-
schen Sprechers, Frank Imhoff, und der CDU-Fraktion Bremen 
in Strom vor rund 300 Landwirten aus Bremen und umzu Rede 
und Antwort zu stehen. Dabei kündigte Klöckner auch an, wel-
che Punkte bei ihr auf der politischen Agenda ganz oben ste-
hen. Unter anderem die Wertschätzung von Lebensmitteln ist 
der Politikerin ein großes Anliegen. Dem AUSGUCK hat sie im 
Interview genau erklärt, was sich tun soll.

Ausguck:  Das Tierwohllabel soll kommen: Was sind die Eck-
punkte des Gesetzesentwurfs und welche Chance liegt für 
die Bauern in einem Label?

Julia Klöckner:  Das Tierwohl-Kennzeichen wird dreistufig 
sein und schon in der ersten Stufe deutlich über dem gesetz-
lichen Standard liegen. Es geht hier zum Beispiel um mehr 
Platz und Beschäftigungsmöglichkeiten für die Tiere. Mit dem 

Julia Klöckner:

»Wir haben  
mehr Handys  

als Einwohner,  
aber beim Fleisch 

geht es oft um 
Cent-Beträge«
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Kennzeichen können wir Tierwohl sichtbarer machen und den 
Verbrauchern eine verlässliche Orientierung geben, wieviel 
Tierwohl in den Produkten steckt. Wir werden das Kennzei-
chen so attraktiv machen, dass viele Landwirte mitmachen 
und sich dadurch die Haltungsbedingungen der Nutztiere 
spürbar verbessern. Das ist im Sinne des Tierwohls, der Ver-
braucher und der Landwirte, die für ihre Anstrengungen, die 
über den gesetzlichen Standard hinausgehen, belohnt wer-
den. Mein Ziel ist, dass Deutschland eine Spitzenposition 
beim Tierwohl in der Nutztierhaltung einnimmt.

Ausguck:  Insbesondere beim Thema Tierhaltung sind Bau-
ern häufig einem Generalverdacht ausgesetzt. Was können 
die Landwirte dagegen tun?

Julia Klöckner:  Da ist das Tierwohlkennzeichen eine Chan-
ce: Landwirte können so zeigen, dass sie mehr tun, als gesetz-
lich gefordert ist. Wobei man schon sagen muss, dass auch un-
ser gesetzlicher Standard gut ist. Es gibt zwar immer schwarze 
Schafe, aber Bauern unter einen Generalverdacht zu stellen, 
ist fatal. Sie produzieren schließlich unsere Mittel zum Leben, 
unsere Lebensmittel. Wir sollten ihre Leistung mehr wert-
schätzen und auch dankbar sein für ihre harte Arbeit.

Aus der Fraktion
  

In der letzten Ausgabe des AUSGUCK haben wir über die Forde-
rung der CDU-Fraktion nach einem Medizinstudium in Bremen 
berichtet. Denn nicht nur angesichts des Ärztemangels brau-
chen wir (bundesweit) mehr Ärzte, sondern eine medizinische 
Fakultät könnte für Bremen auch ein wichtiger wirtschaftlicher 
Impuls werden. Schon heute arbeitet jeder 8. Bremer in der Ge-
sundheitsbranche. Eine Medizinerausbildung könnte sich in vie-
len Bereichen gut in bereits vorhandene Infrastruktur einfügen. 
Welche positiven Effekte eine eigene Medizinfakultät haben 
könnte und warum Bremen und Bremerhaven hervorragende 
Standorte sind, erklärt jetzt kurz und kompakt ein animierter 
Erklärfilm. Den Film finden Sie auf Youtube und der Facebook-
Seite der Fraktion.�

Animiert erklärt:

Warum Bremen eine 
Medizinfakultät braucht

Ausguck:  Sie haben in Ihrer Rede ein Plädoyer für mehr 
Wertschätzung von Lebensmitteln gehalten. Was genau 
meinen Sie damit?

Julia Klöckner:  Unsere Landwirte arbeiten jeden Tag hart. 
Wir essen die Lebensmittel, die sie produzieren ganz selbst-
verständlich. Die Arbeit unserer Landwirte dabei zu schätzen 
ist das eine. Das andere ist, auch unsere Lebensmittel deutlich 
mehr wertzuschätzen und bereit zu sein, einen angemesse-
nen Preis zu zahlen. Wir haben mehr Handys als Einwohner, 
aber beim Fleisch geht es oft um Cent-Beträge. Da ist jeder 
gefragt. Wir werfen auch viel zu viele Lebensmittel weg. Und 
da stecken wertvolle Ressourcen drin, die verloren gehen: Es 
fließen zum Beispiel allein 820 Liter Wasser, bis ein Kilo Äp-
fel geerntet ist. 5.000 Liter Wasser werden verbraucht für ein 
Kilo Käse. Und man darf nicht vergessen, dass bei der Produk-
tion von Lebensmitteln auch Emissionen entstehen. Das alles 
war umsonst, wenn man die Lebensmittel wegwirft.

Ausguck:  Als weiteren Punkt Ihrer Agenda haben Sie eine 
Reduktionsstrategie für Fertigprodukte angekündigt. Wie 
soll das aussehen?

Julia Klöckner:  Es geht darum, Zucker, Fett und Salz in 
Fertigprodukten zu reduzieren. Das haben wir so im Koaliti-
onsvertrag vereinbart. Gemeinsam mit Vertretern der Ernäh-
rungswirtschaft, der Krankenkassen, des Bäckerhandwerks 
und vielen anderen bin ich im Gespräch dazu. Ziel ist, dass wir 
gemeinsam bis Ende des Jahres ein Konzept erarbeiten. Mir ist 
es ein Anliegen, dass unsere Kinder gesund groß werden und 
auch als Erwachsene gesund bleiben. Wir werden auch die Er-
nährungsbildung weiter ausbauen und so die Ernährungskom-
petenz steigern.�

Fast 300 Landwirte aus Bremen und umzu waren in die 
Bauerndeele gekommen und nutzten die Möglichkeit, 

ihre Fragen an die Bundesministerin zu richten.

https://youtu.be/XbB3_mZ3eeo
https://youtu.be/XbB3_mZ3eeo
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Zwei Städte – eine Verantwortung:

CDU-Fraktion  
treibt gerechteres 
Finanzzuweisungs-
gesetz voran

Den Antrag der 
Fraktion der 

CDU zum Finanz
zuweisungsgesetz

Das Finanzzuweisungsgesetz soll für gleichwertige 
Lebensverhältnisse in unserem 2-Städte-Staat sorgen. 
Das Land stattet die Städte Bremen und Bremerha-
ven dafür nach verschiedenen Kriterien mit Geld aus. 
Kurzum: Das Finanzzuweisungsgesetz regelt die inner-
bremischen Finanzströme. Doch der Mechanismus von 
2013 hat Schwächen. Die CDU-Fraktionen aus Bremen 
und Bremerhaven haben deshalb die parlamentarische 
Initiative ergriffen.

Gerade um die Zukunftsfähigkeit der beiden Städte zu 
sichern, muss das Finanzzuweisungsgesetz dringend 
neu geordnet werden. »Wir haben ungeklärte finanzi-
elle Baustellen und ungelöste Belastungen in unserer 
Kommune Bremerhaven«, macht Thorsten Raschen, 
CDU-Vorsitzender der Stadtverordnetenfraktion, deut-
lich. Unter anderem betreffe das die Kosten für das Per-
sonal und die Infrastruktur für Schule und Polizei. Seit 
Jahrzehnten gebe es keine solide Grundlage dafür, in 
welcher Höhe Bremerhaven seine Ausgaben dafür vom 
Land erstattet bekäme. Doch obwohl die Schwächen 
bekannt sind, hat der rot-grüne Senat seit mehr als drei 
Jahren keinen Änderungsvorschlag vorgelegt. Seit 2015 
existiert zwar eine sogenannte Senatsarbeitsgruppe, 
doch konkrete Ergebnisse und Vorschläge sind Fehl-
anzeige. »Der Senat hält Gutachten und Bewertungen 
vorrätig, aber an der Umsetzung fehlt es noch immer«, 

kritisiert Thomas Röwekamp, Vorsitzender der CDU-
Bürgerschaftsfraktion.

Auf Initiative der CDU-Fraktion fallen ab kommendem 
Jahr zudem die Kita-Gebühren weg. Was für viele Eltern 
eine finanzielle Erleichterung bedeutet, heißt für die bei-
den Kommunen Bremen und Bremerhaven, dass Einnah-
men fehlen. »Es ist bis jetzt nicht geklärt, wie und wann 
den Gemeinden die wegfallenden Kita-Beiträge ersetzt 
werden. Die Zusage steht, aber geregelt ist nichts«, 
macht Raschen deutlich. In 2019 beläuft sich die Lücke 
für Bremen und Bremerhaven auf 9,5 Mio., in 2020 sogar 
auf 24,5 Mio. Euro. »Das ist insbesondere für Bremerha-
ven eine gewaltige Belastung, die gelöst werden muss. 
Und zwar möglichst noch in dieser Legislatur«, ergänzt 
Thomas Röwekamp.

Mit einem Antrag fordern die Christdemokraten den 
Senat deshalb jetzt auf, einen Entwurf für einen neu-
en Finanzausgleich vorzulegen. Im gleichen Schritt soll 
auch eine neue Sanierungsvereinbarung gefasst wer-
den. Denn ab 2020 erhält das Land Bremen jährlich 400 
Mio. Euro als Sanierungshilfe vom Bund. »Beide Städte 
brauchen dringend Planungssicherheit, in welcher Höhe 
sie daraus Mittel bekommen und welche Tilgungslasten 
sie mitzutragen haben«, sagt Jens Eckhoff, finanzpoliti-
scher Sprecher der CDU-Fraktion. Denn die Mittel sollen 
ausdrücklich für finanz- und wirtschaftskraftstärkende 
Maßnahmen eingesetzt werden. »Solche Projekte fallen 
aber nicht vom Himmel, sondern müssen vernünftig vor-
bereitet werden«, betont Eckhoff. Die Finanzbeziehun-
gen mit Bremerhaven neu und gerechter zu ordnen, sei 
sicher eine komplexe Aufgabe. Finanzsenatorin Karoline 
Linnert fehle es dafür an eigenen Vorstellungen und 
politischem Willen. »Bei den letzten zwei Haushaltsbe-
ratungen kam da auf Nachfrage nichts Konkretes. Man 
kann das aber nicht alles auf Gutachter abwälzen«, so 
Eckhoff abschießend. �

von links:  
Thorsten Raschen, 

CDU-Vorsitzender der 
Stadtverordneten

fraktion,  Thomas 
Röwekamp, Vorsitzen-

der der CDU-Bürger-
schaftsfraktion und  

Jens Eckhoff, finanz
politischer Sprecher der 

CDU-Fraktion

https://bit.ly/2OuxBQG


noch nicht einmal zwei Jahre im amt, hat 
der amerikanische Präsident Donald trump 
beinahe jede verteidigungspolitische ge-
wissheit der letzten Jahrzehnte in frage 
gestellt. Mit seiner Drohung, dass sich die 
Usa aus dem Militärbündnis zurückziehen 
könnte, sollten die anderen Mitgliedsstaa-
ten nicht mehr für die Verteidigung aus-
geben, hat er langjährige Partner vor den 
kopf gestoßen.

was das für die Verteidigungspolitik der 
europäischen Union bedeutet und welchen 
Herausforderungen sich die Bundeswehr 
stellen muss, darüber hat der stellvertreten-
de Fraktionsvorsitzende, Dr. thomas vom 
Bruch, ende september im europapunkt 
mit Dr. peter tauber gesprochen. Der parla-
mentarische staatsekretär im Bundesvertei-
digungsministerium machte deutlich, dass 
die staaten der europäischen Union noch 

enger als jemals zuvor zusammenarbeiten 
müssten, wenn sie die globalen krisen über-
stehen und aktiv an einer neugestaltung 
der internationalen Beziehungen arbeiten 
wollen. es gehe unter anderem darum, ge-
meinsame rüstungsprojekte zu etablieren 
und multinationale Verbände zu formen. 

Laut einer aktuellen Umfrage ist die Ver-
kehrspolitik für die Bremerinnen und 
Bremer eines der dringlichsten Proble-
me. entsprechend groß war daher auch 
das interesse an einem expertendialog in 
der Bremischen Bürgerschaft, zu dem die 
CDU-fraktion eingeladen hatte. neben 
den CDU-abgeordneten Jens eckhoff und 
heiko strohmann diskutierten Dieter Ma-
zur (Landesvorsitzender BUnD), Prof. Dr.-
ing. Carsten-W. Mueller (Verkehrsexperte 

hochschule Bremen) und olaf orb (innen-
stadtbeauftragter der handelskammer) 
über ideen und herausforderungen der 
Verkehrswende.

Bemerkenswert: so unterschiedlich die an-
sätze der podiumsteilnehmer aus politik, 
wirtschaft, wissenschaft und naturschutz 
auch sind, in einer sache herrschte doch 
Übereinstimmung: ob im rad-, auto- oder 
öffentlichen nahverkehr – in Bremen man-
gelt es nicht an ideen, sondern an der Um-
setzung. »wenn all das, was in konzepten 
und entwicklungspapieren steht vom se-
nat umgesetzt würde, wären wir schon viel 
weiter«, macht Heiko strohmann, verkehrs-
politischer sprecher der cDU-Fraktion, 
deutlich. aus seiner sicht muss ein gleichbe-
rechtigter Verkehrsmix angestrebt werden. 

»aber vor allem der ausbau des öffentlichen 
nahverkehrs muss vorangehen. ein gutes 
angebot entlastet die straßen und schont 
das klima. in den letzten Jahren unter rot-
Grün ist dagegen viel zu wenig passiert«, 
bemängelt der cDU-abgeordnete. (s. auch 
meinungsumfrage, s. 16) 
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iM geSpräch MiT dr. peTer Tauber

…übeR die zukunft deR 
bundeswehR

STillSTand in breMen?

Gute VeRkehRs-
Politik beGinnt mit 

deR umsetzunG
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Aus dem Parlament

Mal wieder Lust auf Theater? Im Frühsommer hatte die 

CDU-Fraktion mit einer Anfrage an den Senat eine De-

batte über die Ausrichtung des Theaters Bremen ange-

stoßen. Eine Initiative, über die man am Goetheplatz 

sichtlich »not amused« war. Claas Rohmeyer, kultur-

politischer Sprecher der CDU-Fraktion, erklärt, warum 

die Diskussion trotzdem wichtig ist.

Ausguck:  Was hat Sie zu dieser Anfrage veranlasst?

Claas Rohmeyer:  Ich finde es notwendig, dass 

endlich außerhalb des Feuilleton darüber gesprochen 

wird, was rund um den Goetheplatz passiert. Außer-

dem hat es mir in den vergangenen Jahren an Transpa-

renz gefehlt. Das Theater ist ja komplett Eigentum der 

Stadt, da sollten Prozesse für die Fachpolitiker doch 

nachvollziehbar sein. Unsere Anfrage hat deshalb z. B. 

ganz konkrete Zahlen abgefragt.

Ausguck:  Und was ist Ihr Resümee?

Claas Rohmeyer:  Auch wenn die Zahl der Theater-

besucher erfreulicherweise wieder steigt, hat unse-

re Anfrage gezeigt, dass das Publikum überwiegend 

eher älter und mit akademischem Hintergrund ist. Ein 

Großteil der Menschen in unserer Stadt erreicht das 

Haus also offenbar nicht, und das ist auch aus vielen 

direkten Reaktionen von Bürgern ablesbar. Offenbar 
wenden sich auch immer mehr langjährige, klassische 
Theaterbesucher ab und besuchen Bühnen im Umland 
oder gehen in ein Kino um Oper zu sehen. Die Abon-
nements haben sich in den vergangenen 10 Jahren 
halbiert. Diese Situation kann mich nicht zufrieden 
stellen.

Ausguck:  Ist die finanzielle Subventionierung des 
Theaters zu hoch?

Claas Rohmeyer:  Nein. 28 Millionen Euro pro Jahr 
sind ohne Frage viel Geld, dennoch sind es wichtige 
Mittel. Wir brauchen unsere Theater, sie sind Teil un-
serer öffentlichen Infrastruktur und haben vielfältige 
Aufgaben. Allerdings muss ein voll subventioniertes 
Haus alle Teile der Bevölkerung erreichen wollen und 
auch eine solche Debatte aushalten und in einer brei-
ten Öffentlichkeit führen.

Ausguck:  Sollte Politik mehr Einfluss haben?

Claas Rohmeyer:  Dass die Politik sich zum Schutze 
der künstlerischen Freiheit aus der programmatischen 
Gestaltung raus zu halten hat, ist richtig. Aber es ent-
bindet uns meiner Meinung nach nicht von der Not-
wendigkeit einer Diskussion. Nur so schafft man eine 
breite Akzeptanz für hohe Kulturausgaben.

Ausguck:  Was muss sich ändern?

Claas Rohmeyer:  Ein städtisches Theater sollte 
nicht nur experimentell arbeiten und riskieren, damit 
eine breite Gruppe der Bevölkerung zu verschrecken. 
Mir ist klar, dass nicht jede Inszenierung jedem gefal-
len kann und muss. Aber sollte es nicht für jeden eine 
Inszenierung geben, die dessen Geschmack trifft? Die 
Brücke zwischen Boulevard, Unterhaltung bis hin zu 
experimentellen Stücken zu bauen, sehe ich als Aufga-
be und Anspruch an ein städtisches Theater.�

Lesen Sie die Anfrage 
der Fraktion der CDU 

zur Entwicklung des 
Theaters Bremen im 

ganzen Text.

Einmal 
Theater für 
alle, bitte!

https://bit.ly/2Nhw2bG
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Der Gastkommentar
  

Die neuen Wissens- und Erlebniswelten haben Bremer-
haven einen entscheidenden Schritt weitergebracht 
und erst zukunftsfähig gemacht. Wer mag und kann sich 
Bremerhaven heute noch ohne die Ausstellungshäuser 
vorstellen? Für die Stadt und den Standort Bremerha-
ven haben sie Image, Wertschöpfung und Perspektive 
generiert. Leuchtturmprojekte sind deshalb ein wichti-
ger Bestandteil von Stadtentwicklung und können so-
gar – wie im Fall Bremerhaven – als Katalysator wirken.

Mit 450.000 Besuchern jährlich ist das Klimahaus eine 
der wichtigsten Ankerattraktionen der Seestadt Bre-
merhaven. Nicht nur das Bauwerk ist längst zu einem 
Wahrzeichen der Stadt geworden. Vor allem die facet-
tenreiche Ausstellung strahlt positiv weit über die Re-
gion hinaus und transportiert den Ruf einer modernen, 
zukunftsorientierten Stadt, die damit mehr sein will, als 
einer von vielen maritimen Standorten. Das wissen die 
Menschen hier zu schätzen. Sie identifizieren sich mit 
ihrem Klimahaus und sie sind stolz darauf.

Nach einer Besucherumfrage aus dem Jahr 2017 (ITF, Bre-
merhaven) gaben 66 % der Gäste als Hauptgrund für ihre 
Reise nach Bremerhaven den Besuch des Klimahauses 
an. Bereits nach den ersten fünf Betriebsjahren konnte 
eine Wertschöpfung von 39 Mio. Euro für die Stadt er-
mittelt werden (ift, Köln). Heute sind wir im zehnten Jahr 
unseres Bestehens. Viele Bremerhavener haben bei uns 
eine neue berufliche Perspektive gefunden, rechnerisch 

sind 450 neue Arbeitsplätze entstanden. Einige sind 
dazu Neubürger der Seestadt geworden.

Was kann noch verbessert werden, um den positiven 
Trend und das Image weiter zu beflügeln? Tatsächlich 
nehmen die meisten Gäste Bremerhaven und Bremen 
touristisch getrennt wahr. Bremerhaven kann sich mit 
seinem heutigen Angebot selbstbewusst präsentieren 
und je nach Marktsegment mit anderen Standorten ko-
operieren. Die Kreuzfahrtgäste sind für uns noch keine 
nennenswert zählbare Besuchergruppe. Dazu muss es 
gelingen, die städtetouristischen Angebote Bremerha-
vens noch enger mit den Planungen der Passagiere und 
den Angeboten der Reedereien und Agenturen zu ver-
knüpfen.

Politik und Verwaltung müssen den Rahmen und Nähr-
boden für das Stadtmarketing liefern. Erfolgreiche 
Touristikregionen zeichnen sich durch gute Produkte, 
schnelle Entscheidungen, regelmäßige Investitionen, 
gutes Netzwerk, cleveres Marketing aus. Die Vorausset-
zungen in Bremen und Bremerhaven sind nicht schlecht. 
Wenn der Wille da ist und man die Bedeutung von An-
kerattraktionen erkennt, sind ausgelastete Hotels die 
Folge. Doch in der Praxis warten wir zu häufig auf ein 
zielgerichtetes Vorgehen. Mit papierlastigen Konzepten 
und unzähligen Gremien kann der Markt nicht erobert 
werden. Erfolg hat gerade im Tourismus viel mit »Ma-
chen« zu tun.�

Arne Dunker
ist Geschäftsführer des 
Klimahaus Bremerhaven 
8° Ost. www.klimahaus-
bremerhaven.de

»Die Menschen  
identifizieren sich 
mit Leuchtturm-
projekten in  
ihrer Stadt«
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Es wird aus Sicht von Rot-Grün doch eher eine Flaute 
gewesen sein, die sich die Koalitionäre mit ihrer Aktu-
ellen Stunde »Klimaziele in Bremen und Deutschland 
jetzt durch den Ausbau von Offshore erreichen – Aus-
stiegsdatum aus Kohlekraft jetzt vereinbaren« Ende 
August selbst eingebrockt hatten. Denn der umwelt-
politische Sprecher der CDU-Fraktion, Frank Imhoff, 
machte gleich zu Beginn in seiner Rede in Richtung der 
Grünen-Fraktion deutlich: »Dass gerade Sie den Aus-
bau von Offshore fordern ist schon bizarr. Denn Sie 
verhindern seit Jahren den Bau des Offshore-Terminals 
in Bremerhaven. Erst den Standort schwächen und der 
Offshore-Wirtschaft einen Bärendienst erweisen und 
dann hier im Parlament den Ausbau einfordern, so ei-
nen Spagat muss man erstmal hinbekommen!«

Und auch sonst las Imhoff den Grünen die klimapoliti-
schen Leviten. Denn fasst man zusammen, was das seit 
11 Jahren grün geführte Umweltressort in Bremen beim 
Thema Klimaschutz geschafft hat, wird ś kurz. »Der 
Umweltsenator verpasst seine selbstgesteckten Klima-
ziele. Bis 2020 wollte der Senat 40 Prozent der CO²-
Emissionen gegenüber 1990 einsparen. Geschafft sind 
heute – im Jahr 2018 – knapp 10 Prozent. Rein rechne-
risch erreicht der Senat bei diesem Tempo sein Ziel also 
erst in über 100 Jahren«, macht Imhoff deutlich. Auch 
bei konkreten Projekten zum Klimaschutz in Bremen 
und Bremerhaven gehe es nicht über Ankündigungen 
hinaus: »Ob die Ausweisung neuer Windkraftstandorte, 
ob der Ausbau des Straßenbahnnetzes zur Reduzierung 
der Einpendler-Verkehre, ob ein modernes und effizien-
tes Parkleitsystem für weniger Stau in der Stadt – der 
Senat hat nicht geliefert und damit seine eigenen Kli-
maziele verfehlt«, zählt der CDU-Abgeordnete auf. Es 
ärgere ihn maßlos, wenn angesichts dieser Tatsache die 
Grünen pausenlos mit dem Finger auf andere, wie den 
Bund, andere Länder oder die Bundesregierung zeigten. 
»Wer andere kritisiert, sollte erstmal die eigenen Klima-
ziele erfüllen«, sagte Frank Imhoff abschließend.�

»Rechnerisch  
erreicht der grüne 

Umweltsenator seine 
eigenen Klimaziele  

in 100 Jahren«

1rot-grüner Fehler



die über viele Jahre verfehlte Gewerbeflä-
chenpolitik. Denn in den vergangenen zehn 
Jahren hat sich die Gewerbefläche fast hal-
biert. »Gute Wirtschaftsförderung fängt 
nicht erst an, Gewerbefläche auf Nachfrage 
zu entwickeln, sondern sie hält sie vor. Wir 
sehen doch am Beispiel Achim, wie wichtig 
proaktive Wirtschaftsförderung ist. Hier 
haben sich viele Unternehmen angesiedelt 
und sind dafür sogar aus Bremen abgewan-
dert«, sagt der CDU-Abgeordnete. Der Bre-
mer Senat sei bei der Gewerbeflächenpoli-
tik leider nach wie vor zu schnarchnasig und 
habe bis heute kein Konzept für eine nach-
haltige Gewerbeflächenpolitik geliefert, 
trotz fraktionsübergreifender Beschlüsse in 
der Bürgerschaft.�

Im Lehrbuch stünde das wohl so: Proak-
tive Ansprache, das Angebot passender 
Flächen in attraktiver Lage und was man 
sonst so tun könnte, um ein Unternehmen 
von dem eigenen Standort zu überzeugen. 
Soweit die Theorie. In Bremen wurde un-
terdessen der Flugzeugbauer Dornier sinn-
bildlich vor dem Stadttor stehengelassen, 
denn: Bremen konnte ihm einfach keine 
Gewerbefläche anbieten.

»Es ist doppelt schmerzlich, wenn ein Un-
ternehmen abgewiesen werden muss, des-
sen Branche in ein Kerncluster Bremens 
passt«, macht der wirtschaftspolitische 
Sprecher, Jörg Kastendiek, deutlich. An 
Beispielen wie diesen manifestiere sich 
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ausguck 
CDU Bürgerschaftsfraktion 
Am Wall 135 
28195 Bremen

Laut einer aktuellen Umfrage der Forschungsgruppe Wahlen 
im Auftrag der CDU-Fraktion ist für die Bremerinnen und Bre-
mer die CDU in den meisten politischen Bereichen die Frakti-
on mit der höchsten Kompetenz. Mit den Bereichen Bildung, 
Wirtschaft, Arbeit, Finanzen und Kriminalität haben die Christ-
demokraten gleich in fünf Politikfeldern von allen anderen 
Fraktionen die höchsten Kompetenzwerte (s. Grafik 1). »Diese 
Entwicklung ist eine tolle Bestätigung unserer engagierten, in-
haltlichen Arbeit in der Fraktion und durch den Einsatz unserer 
Sprecherinnen und Sprecher«, freut sich Thomas Röwekamp. 
Die SPD hat dagegen in allen Themenfeldern im Vergleich zu 
2014 verloren.

Als wichtigstes politisches Thema nannten die Befragten der 
repräsentativen Studie die Bildung, gefolgt von Verkehr und 
Flüchtlings- und Asylpolitik (s. Grafik 2) . 83 Prozent sprachen 
sich zudem für eine Rückkehr von G8 zu G9 aus. Bei der Ver-
kehrspolitik scheint aus Sicht der Wählerinnen und Wähler in 
den letzten Jahren vor allem der Öffentliche Nahverkehr zu kurz 
gekommen zu sein. Kein Wunder, denn die letzte Straßenbah-
nerweiterung hat vor weit mehr als 10 Jahren stattgefunden, als 
die CDU noch mit in der Regierung war. Auf die Frage »Sollte 
für den ÖPNV mehr gemacht werden?« gaben 68 Prozent der 
Befragten Zustimmung an. Insgesamt wird bei allen Verkehrs-
arten (Auto, Fahrrad, ÖPNV) deutlich mehr Handlungsbedarf 
gesehen als noch vor vier Jahren.�

Meinungsumfrage:

Wähler trauen 
CDU höchste 

Kompetenz zu

	S chule / Bildung

	 Verkehr / Straßenbau

	F lüchtlinge / Asyl

Die Wichtigsten Probleme� 2

47 (+ 17)

19 (+ 7)

16 (+ 10)

Politische Lage in Bremen 08 / 2018 (n = 1.015);  
Veränderungen zu 04 / 2014 in Klammern

Die Daten der Befragung wurden zwischen dem 20. und 
23. August 2018 durch die Forschungsgruppe Wahlen 
erhoben. Befragt wurden 1.015 zufällig ausgewählte und 
wahlberechtigte Menschen aus Bremen und Bremerhaven.

Parteikompetenzen im Vergleich� 1

	 CDU

	S PD

24

20

29

26

29

31

20

26

18

16

Wirtschaft

Arbeitsplätze

Finanzen

Kriminalität

Schule / Bildung

  
Moment mal !




